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1.
Ausbildungssituation und Ausbildungspakt

Noch vor Ende des Berufsberatungsjahres 2003/2004 haben die Partner des Ausbildungspaktes eine erste Fast-Bilanz des Vermittlungsergebnisse und der Paktaktivitäten 2004 gezogen. Danach zeichnet sich ab:

· Es wurden mit rund 35.000 mehr als die zugesagten 30.000 neuen Ausbildungsplätze eingeworben.

· Zugleich sind aus konjunkturellen und strukturellen Gründen Ausbildungsplätze weggefallen.

· Die Nachfrage nach Ausbildugsplätzen dürfte rund 20.000 höher liegen als im vergangenen Jahr.

· Es dürfte zum 30.09. laut BA-Statistik rund 30.000 mehr nicht vermittelte Bewerber als nicht besetzte Ausbildungsstellen geben.

Die Partner des Paktes sind zuversichtlich, dass bis zum Jahresende weitere Ausbildungsmöglichkeiten akquiriert und dass über Kompetentzchecks, Einstiegsqualiifkationen, weitere Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen und Umsetzung der bislang bei der BA veranschlagten Plätze für ausserbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen jedem ausbildungswilligen und ausbildungsfähigen Jugendlichen weitere Ausbildungs- und Qualifizierungsangebote gemacht werden können. Dass die Gewerkschaften sofort wieder nach der Ausbildungszwangsabgabe rufen, war als rituelle Aktion zu erwarten. Dass das Gerede über diese Abgabe und das Gesetzgebungsvefahren das Ausbildungsangebot schwer beeinträchtigt hat, steht fest. Nicht nur im Nachhinnein bleibt festzuhalten: Ein Ausbildungspakt ohne diese Zweangsabgabe im Hintergrund hätte zu einem besseren Ausbildungsergebnis in 2004 geführt.

Der Handel dürfte in diesem Jahr wieder einmal sein hohes Ausbildungsengagement unter Beweis gestellt haben. Die BA-Zahlen über die gemeldeten Ausbildungsstellen zeigen ein leichtes Plus aus dem Handel – aber ein Minus aus der gesamten Wirtschaft. Die Paktstatistik der Kammern ergibt ebenfalls positive Meldungen aus dem Handel. Genaue Aussagen sind aber erst möglich, wenn die Zahl der neu eingetragenen Ausbildungsverträge ermittelt ist. Damit ist bis Mitte Dezember 2004 zu rechnen.

Unabhängig von diesen Zahlen und den politischen Debatten über den Erfolg des Ausbildungspaktes und die hohen Ausbildungsleistungen der Unternehmen bleibt es wichtig, die Anstrengungen zur Mobilisierung von mehr Ausbildungsplätzen zu intensivieren und ab Oktober auch Einstiegsqualifikationen umzusetzen. Für den Handel gibt es drei interessante Konzepte:

- Handel/Verkaufsvorbereitung

- Lagerlogistik/Güterbewegung im Lager

- Wirtschaft und Verwatung/Büroassistenz

2.
Neue Einzelhandelsberufe in 2004: Gut von Betrieben angenommen! 

Seit 1.8.2004 können die Unternehmen des Einzelhandels in den gründlich erneuerten Berufen Verkäufer/Verkäuferin und Kaufmann im Einzelhandel/Kauffrau im Einzelhandel ausbilden. Da die Verordnung erst sehr kurz vor Inkrafttreten veröffentlicht wurde, gibt es eine großzügige Übergangsregelung: Ausbildungsverhältnisse, die bis zum 28.02.2005 beginnen, können noch nach den alten Ordnungsmitteln durchgeführt werden, wenn ein entsprechender Vertrag abgeschlossen wurde. Hauptziel dieser Regelung ist zu erreichen, dass auf keinen Fall Ausbildungsplätze verloren gehen, nur weil Betriebe dieses Jahr die Umstellung noch nicht schaffen können.

Der HDE hat nun im Spätsommer 2004 im Rahmen der Konjunkturumfrage auch erhoben, wie viel Prozent der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge auf die neuen und auf die alten Ausbildungsbestimmungen entfallen. Die Antworten der befragten Ausbildungsbetriebe zeigen eindeutig, dass die Praxis die neuen Einzehandelsberufe schon im ersten Durchgang sehr gut angenommen hat:

· Etwa 80% der in den Berufen Verkäufer und Kaufmann im Einzelhandel in 2004 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge wurden gemäß der neuen Verordnung abgeschlossen.

· Knapp die Hälfte der Ausbildungsbetriebe (44,2%) nutzt die neuen Berufe; eine kleine Mehrheit (55,8%) bildet demnach noch in den alten Berufen aus.

· Es gibt eine ausgesprochen deutliche Dominnaz der grösseren Betriebe bei der Nutzung der neuen Verordnung: Je größer der Ausbildungsbetrieb, desto eher die Wahrscheinlichkeit, dass die neuen Einzelhandelsberufe bereits imn 2004 zum Zuge gekommen sind.

Nutzung der neuen Ausbildungsordnung in 2004 nach Betriebsgrößenklassen
	Ausbildungsbetriebe nach Beschäftigtenzahl
	Anwendung der neuen Verordnung von 2004

	
	Ja
	Nein

	Bis unter 5 Beschäftigte
	11,4%
	88,6%

	5 bis unter 10 Beschäftigte
	35,0%
	65,0%

	10 bis unter 20 Beschäftigte
	44,2%
	55,8%

	20 bis unter 100 Beschäftigte
	57,8%
	42,2%

	100 und mehr Beschäftigte
	74,6%
	25,4%

	Quelle: HDE-Umfrage 2004


Bedenkt man, dass die Umstellungszeit in der Tat sehr kurz war, so ist das Ergebnis umso positiver: es zeigt, dass die Handelsunternehmen auf die Neuordung gewartet haben und dass sie diese sehr zügig auch genutzt haben.

Hier noch einmal die zeitlichen Eckdaten des Ordnungsverahrens:

· September 2003: Entscheidung der Bundesregierung für die Einleitung des Verfahrens

· Oktober 2003: Antragsgespräch beim BMWA

· Ende November 2003: 1. Sitzung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmersachverständigen im BIBB

· 10./11. März 2004: 6. und letzte Sitzung der Sachverständigen

· 22. März 2004: Gemeinsame Sitzung zur Abstimmung von Ausbildugsordnung und Rahmenlehrplan der KMK

· 2. April 2004: BIBB-Länderausschuss

· 21. April 2004: Ständiger Ausschuss des BIBB

· 30. April 2004: Bund-/Länder-Koordinierungsausschuss

· 16. Juli 2004: Unterzeichung der Verordnung durch BMWA

· 26. Juli 2004: Erscheinen der Verordnung im Bundesgesetzblatt

· 1. August 2004: Inkrafttreten der Verordnung.

Seit Mitte April 2004 haben die Sachverständigen der Arbeitgeber, die Einzelhandelsverbände und Kammern sowie Bildungszentren des Handels, aber auch Berufsschulen in zahlreichen Informationsveranstaltungen und Beratungsrunden über die neuen Ausbildungsberufe und die damit verbundenen neuen Ausbildungschancen informiert. Die Homepage des HDE www.einzelhandel.de war schon während des Neuordnungsverfahrens eine wichtige und häufig genutzte Informationsquelle für viele Interessierte. Größere Betriebe haben ihre teils sehr umfänglichen betrieblichen Ausbildungspläne grundlegende erneuert; Berufsschullehrer haben sich mit dem neuen KMK-Rahmenlehrplan vetraut gemacht und Umsetzungskonzepzte entwickelt. Diese intensive Arbeit hat sich gelohnt. Wir danken allen Beteiligten für ihr ausserordentliches Engagment! 

3.
OECD-Bildungsstudie 2004: Schwaches Deutschland 
Deutschlands Bildungswesen fällt im internationalen Vergleich weiter zurück. Bei den Bildungsinvestitionen je Schüler/Studierender im Jahre 2001 hat Deutschland in nur einem Jahr 5 Plätze verloren und steht im OECD-Rahmen nur noch auf einem schlechten 15. Platz. Nur 5,3% des Bruttoinlandsproduktes investiert Deutschland aus privaten und öffentlichen Mitteln in die Bildung (weniger als 1995: 5,5%), das OECD-Mittel liegt bei 5,6%, der Spitzenwert (USA) bei 7,3%. 

Bemerkenswert: Der Anteil der öffentlichen Bildungsinvestitionen liegt in Deutschland mit 4,3% am unteren Ende der Skala; ein scheinbar noch erträglicher Gesamtwert wird nur durch private Bildungsinvestitonen (duales System, betriebliche Weiterbildung) erreicht.

Und besonders kritisch wird ein Vergleich zwischen 1995 und 2001: In Deutschland stiegen die Bildungsausgaben um 6-7%, während es im OECD-Mittel im Sekundarbereich Zuwächse von 21% und im tertiären Sektor um 30% gab.

Auch bei anderen Leistungskennziffern, zum Beispiel in der frühen Bildungsphase, schneidet Deutschland schlecht ab: So sind die Schüler-Lehrer-Relationen ungünstig, die Ausgaben je Primar- und SEK-I-Schüler unterdurchschnittlich, die Unterrichtszeit ist gerade in den ersten Schuljahren niedrig; hingegen verdienen Lehrer in Deutschland immer noch mit am besten.

Positiv bewertet die OECD die Leistungen des Bundes zum Ausbau von Ganztagsangeboten, Lob für die Haupt-Verantwortlichen des allgemeinbildenden Bereichs – die Länder – sucht man in den OECD-Analysen vergebens.

Dase einzige Entlastungsargument für Bildung in Deutschland ist: Die Daten beziehens ich auf 2001; die nach dem PISA-Debakel eingeleiteten Maßnahmen können sich noch nicht niederschlagen. Aber eines bleibt trotzdem festzuhlaten: Von steigenden Bildungsinvestitonen sind Deutschlands Bundesländer weiterhin weit entfernt.

Einige Statements:

· OECD-Bildungsexperte Andreas Schleicher sagte im ZDF-Morgenmagazin, vor allem dem Bildungssystem "fehle die Dynamik". Auch wenn nach dem Schock der Pisa-Studie in Deutschland viel passiert sei, drohe das Land den Anschluss zu verlieren, weil insgesamt in den OECD-Staaten ein rasanter, dynamischer Aus- und Umbau der Bildungssysteme stattfinde. "Unsere Gesellschaften verändern sich rapide. Bildung wird zur zentralen Investition in die Zukunftsfähigkeit." Im Bereich der Bildung sei Deutschland aber insgesamt nur Mittelmaß. Schleicher: "Es gibt in Deutschland einfach zu wenig junge Menschen, die mit hohen Qualifikationen in den Arbeitsmarkt kommen." Dabei sei mit einem rasant ansteigenden Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften zu rechnen. Schleicher erwartet von den Bundesländern, dass sie deutlich mehr in Bildung investieren.

· Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn sieht sich durch die Studie grundsätzlich bestätigt: Man leide  noch immer unter den Versäumnissen der 80er und 90er Jahre leide. Das A und O der Reformen sei die Ganztagsschule. Sie wiederholte ihre Forderung, zugunsten der Bildung die Eigenheimzulage zu streichen, was wiederum in die Rubrik „Populismus“ eingereiht werden kann.

· Arbeitgeberpräsident Dieter Hundt fordert Konsequenzen aus dem Bildungsbericht. Die OECD habe Deutschland zum wiederholten Male aufgezeigt, dass das Land im internationalen Wettbewerb der Bildungs- und Forschungsstandorte weiter zurückfällt. Damit gefährde Deutschland seine Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit. Die Studie unterstützt diese Befürchtung: Mit Österreich, der Schweiz und der Tschechischen Republik gehört Deutschland zur Gruppe jener Länder, in denen nur weniger als 20 Prozent eines Jahrgangs einen Hochschulabschluss erreichen. Die Vergleichswerte für Australien, Finnland, Island und Polen liegen über 40 Prozent. Bei den Lehrergehältern zählt Deutschland eher zur Spitzengruppe. Hundt hält es für "falsch, wenn man den Gegenwartskonsum in Form von Schuldzinsen und Sozialleistungen subventioniert, die Investitionen in die Zukunft aber vernachlässigt". So lange die Sozialausgaben sechs mal so hoch wie die Bildungsinvestitionen seien, werde Deutschland noch weiter zurückfallen. Kindergärten und Grundschulen dürften nicht weiterhin "stiefmütterlich" behandelt werden, während gleichzeitig per Gesetz das kostenfreie Erststudium konserviert werde.

· Die Stellungnahme der KMK-Präsidentin, die sich die "Fundamentalkritik der OECD nicht erklären" kann, irritiert ein wenig. Doris Ahnen, Kultusministerin von Rheinland-Pfalz, wies den Vorwurf der OECD zurück, Deutschland habe aus seinem schlechten Abschneiden in der Pisa-Studie nicht die nötigen Konsequenzen gezogen. "Es ist in kaum einem anderen Land nach Pisa so intensiv über die Bildung diskutiert worden".

· Baden-Württembergs Kultusministerin Annette Schavan (und mit ihr die Kultusminister der unionsgeführten Bundesländer) hält fest, dass die OECD-Vertreter die Weiterentwicklung im deutschen Bildungswesen ignorieren würden. "Das systematische Schlechtreden von Bildung in Deutschland diskreditiert die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer, die mit hoher Motivation Neuerungen umsetzen". OECD-Koordinator Andreas Schleicher wurde mit scharfer Kritik bedacht: "Herr Schleicher will die grundlegenden Reformen, die in verschiedenen Bundesländern teilweise schon vor der Pisa-Studie eingeleitet wurden, nicht wahrhaben. Das systematische Schlechtreden von Bildung in Deutschland diskreditiert die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer, die mit hoher Motivation Neuerungen umsetzen", zum Beispiel die Verständigung innerhalb der Kultusministerkonferenz über die Einführung von Bildungsstandards. Als weitere Punkte nannte Schavan die Herabsetzung des Einschulungsalters, die Intensivierung der frühkindlichen Bildung, Stärkung der Sprachen und Naturwissenschaften, Qualitätsmanagement zur Überprüfung der Ergebnisse schulischer Arbeit sowie die Verkürzung der Schulzeit (achtjähriges Gymnasium), den Abbau von zu viel Spezialisierung und die Stärkung der Allgemeinbildung in allen Schularten. In Deutschland mangele es nicht an Visionen und auch nicht an konkreten Reformen. Insbesondere kritisiert Schavan, dass sich die OECD immer wieder auf strukturelle Fragen konzentriere: "Vorrangig sind die Weiterentwicklung von Unterricht und pädagogischen Konzepten sowie die Umsetzung der Bildungsstandards. Entscheidend sind Ergebnisse, nicht Strukturdebatten."

In einem Punkt weist der OECD-Report aber Analysedefizite auf: Die OECD reduziert den Anteil der Höherqualiifzierten ausschließlich auf die Bevölkerung mit Hochschulabschluß. Sie berücksichtigt nicht, dass in Deutschland ein nicht unbeträchtlicher Teil der Führungskräfte und Höherqualifizierten die Qualifikationen über die duale Ausbildung und anschließende berufliche Aufstiegsweiterbildung nach BBiG oder HWO erworben hat. Inhaltlich und von den Kompetenzen her wird durchaus ein Hochschulabschlüssen vergleichbares Niveau erreicht. Faktisch ist somit der Anteil der Hochqualifizierten in Deutschland höher als es die amtlichen Statistiken hergeben. Aber vom OECD-Durchschnitt in Höhe von 32% ist Deutschland auch dann weit entfernt (in klassischer Defintion: 19%).

Es scheint eine deutsche Eigenart zu sein, dass sich die Bildungsdiskussion sehr schnell nach der neuen OECD-Studie auf Strukturfragen verengt.  Dabei weiß doch jeder, dass hiermit nur Emotionen geweckt und Zeit verloren wird. Wenn jede Schule ihren Bildungsauftrag richtig erfüllen würde, wen die Qualität des Unterrichts besser würde, wenn die Schüler individueller gefördert und gefordert würden, wenn die Bildungsstandards wirken können, wenn Bildung und Erziehung einen höheren Stellenwert in Deutschland bekämen, dann bewegt sich etwas. Eine bildungspolitische Strukturdebatte hingegen ist eine Ressourcenverschwendung, erst recht, wenn sie mit dem vermeintlichen Patentrezept Gesamt- und Ganztagsschule geführt wird.

Die Studie ist unter www.oecd.org (englisch, mit einer Briefing Note für Deutschland in deutscher Sprache) veröffentlicht; die KMK hat eine Zusammenfassung wesentlicher Ergebnisse unter www.kmk.org verbreitet. 

4.
Deutsche für einheitliche Bildungsstandards 
Die Bundesbildungsministerin konnte kürzlich überraschendes für all jene verkünden, die den Ländern mehr Kompetenzen in der Bildung übertragen wollen: Die Bevölkerung setzt jedenfalls laut einer infratest-dimap-Studie auf bundeseinheitliche Regelungen für Schulen und Hochschulen. Immerhin 82% sprechen sich dafür aus. Auch in einzelnen Bereichen gab es in dieser, von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Befragung breite Mehrheiten für bundesweite Standards:

· 89% meinen, dass die Festlegung und Anerkennung von Schulabschlüssen bundesweit erfolgen soll,

· 79% bejahen die Aussage, dass die Gestaltung von Ausbildungsberufen und die Ausbildungsförderung bundeseinheitlich organisiert werden soll.

· 65% halten es für richtig, dass die Bundesregierung Ganztagsschulen fördert.

· Ein eher unentschiedenes Votum gibt es hinsichtlich der Einrichtung und besonderen Förderung von Spitzenuniversitäten: 49% sagen ja, 45% halten dies für nicht so gut.

5.
Berufsbezeichnungen beeinflussen Berufswahl
Berufsbezeichnungen sollen eine erste Vorstellung vom Berufsinhalt vermitteln - doch Jugendliche haben ihre eigene Lesart, wenn sie vor der Berufswahl stehen: Sie nehmen den Namen eines Berufs nicht nur als Orientierungshinweis auf die mit ihm verbundenen Tätigkeiten, sondern prüfen vor allem auch dessen Image-Tauglichkeit unter Freunden. Wichtig für sie ist der Eindruck, den seine Erwähnung als (Lehr-)Beruf macht. Erscheint die Berufsbezeichnung dem eigenen Ansehen während der Ausbildung, aber auch im späteren Arbeitsleben eher abträglich, wird eine solche Lehrstelle nicht in Betracht gezogen - auch dann nicht, wenn noch freie Ausbildungsplätze zur Verfügung stehen. Zu diesem Ergebnis kommt das BIBB nach Auswertung erster Ergebnisse seiner in Kooperation mit der Universität Bonn durchgeführten Studie zum Thema „Berufsbezeichnungen und ihr Einfluss auf die Berufswahl von Jugendlichen“. 

In den bisherigen Erklärungsansätzen zum Berufswahlverhalten haben die Bezeichnungen von Berufen bisher kaum Beachtung gefunden. Wie die von BIBB und Uni Bonn jetzt vorgelegten Ergebnisse jedoch zeigen, lassen sich zumindest drei wichtige Funktionen nachweisen: 

· Informations- und Signalfunktion: Jugendliche lesen die Berufsbezeichnungen wie Hinweisschilder, was sie im Beruf erwartet. Dies wird oft zum Problem für traditionelle Berufe, weil ihre Bezeichnungen falsch interpretiert werden. Namen wie Müller/in, Schornsteinfeger/in oder Bäcker/in verbinden sie mit den Märchenbüchern ihrer Kindheit, aber nicht mit der modernen Berufswirklichkeit. Die Folge: Die Jugendlichen halten diese Berufe für hoffnungslos altmodisch und meiden sie.

· Selektionsfunktion: Jugendliche versuchen, die Belastungen der Berufsfindung und Lehrstellensuche möglichst auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Deshalb neigen sie dazu, die Zahl der in Frage kommenden Berufe überschaubar zu halten. Berufsbezeichnungen dienen ihnen dabei als Raster: Das, was nicht sofort interessant klingt, fällt durch. Dem ersten Eindruck, den eine Berufsbezeichnung macht, kommt somit eine entscheidende Weichenstellung zu: Ist er negativ, bestehen kaum noch Chancen, dass der Beruf weiter beachtet wird. Die Folge: Das Spektrum der in Frage kommenden Berufe wird von den Jugendlichen bisweilen unterschätzt.

· Selbstdarstellungsfunktion: Jugendliche überprüfen die Berufsbezeichnungen auf ihre Tauglichkeit als „Visitenkarte“ der eigenen Persönlichkeit. Attraktiv sind deshalb Bezeichnungen, die auf einen intelligenten, erfolgreichen und geachteten Menschen schließen lassen. Ein Positivbeispiel ist der/die „Mediengestalter/in für Digital- und Printmedien“. Negativ bewertet werden dagegen Namen wie „Gebäudereiniger/in“ oder „Fachkraft für Kreislauf- und Abfallwirtschaft“ - sie sind aus Sicht der Jugendlichen keine Image-Förderer. 

Berufsbezeichnungen sind auch nicht unerheblich für die geschlechtsspezifische Berufswahl, sondern mit ein Grund für die Zurückhaltung der Mädchen wie auch der Jungen bei bestimmten Berufen: Begriffe wie „...verarbeiter/in“, „...monteur/in“, „...mechaniker/in“ oder „...bauer/in“, die in vielen Berufsbezeichnungen des gewerblich-technischen Bereichs benutzt werden, locken allenfalls Jungen, kaum aber die Mädchen. Schon merklich positiver reagieren Mädchen auf Namen, die auf feinmotorisch-gestalterische Tätigkeiten schließen lassen, wie Feinoptikerin, Feintäschnerin oder Konditorin. Jungen dagegen nehmen eine ablehnende Haltung ein, wenn Tätigkeiten im sozialen Sektor auf nachrangige Positionen schließen lassen: Arzthelfer oder Gesundheits- und Krankenpfleger zu werden, fällt ihnen allein schon aus Imagegründen schwer.

Dies sind zweifellos interessante Ergebnisse. Doch wie nutzt man sie in Neuordnungsverfahren, die in sehr kurzer Zeit durchgeführt werden müssen? Sollen künftig Berufe mit interessant klingenden Bezeichungen versehen werden oder doch eher mit aussagefähigen und passenden Berufsbezeichnungen?

Andreas Krewerth, Tanja Tschöpe, Joachim Gerd Ulrich, Alexander Witzki (Hrsg.): Berufsbezeichnungen und ihr Einfluss auf die Berufswahl von Jugendlichen. Theoretische Überlegungen und empirische Ergebnisse. Die Veröffentlichung kann zum Preis von 18,90 € bezogen werden beim W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG, Postfach 10 06 33, 33506 Bielefeld, Tel. 0521/911 01-11, Fax: 0521/911 01-19, E-Mail: service@wbv.de

6.
OECD-Lehrerstudie 2004 
OECD-Bildungsstudien mischen weiter die Bildungsdiskussionen in Deutschland auf. Jetzt geht es um die Lehrer, die folgende Prädikate zugewiesen bekommen

· wenig leistungsbereit und unmotiviert

· nur mäßig an Weiterbildung interessiert

· durch ihre Ausbildung schlecht auf den Alltag im Klassenzimmer vorbereitet

· im internationalen Vergleich „überaltert“ und „sehr hoch bezahlt“.

Ausdrücklich lobt die OECD in diesem Bericht die seit PISA unternommenen Anstrengungen, stellt aber zugleich fest, dass Deutschland im internationalen Vergleich ein „Spätzünder“ sei.

Dies fordert Reaktionen der deutschen Bildungspolitik. Doris Ahnen, Präsidentin der KMK und im Hauptberuf Kultusministerin in Rheinland-Pfalz, hat dies für die Schulseite der Länder getan:

"Der Bericht des OECD-Expertenteams greift wesentliche Faktoren der Qualifikation und der Beschäftigungssituation von Lehrkräften auf und analysiert sie in differenzierter Weise. Er liefert zahlreiche wichtige Impulse für die Reformanstrengungen in Deutschland. Die Kultusministerkonferenz wird die konstruktive Kritik und die Anregungen des Expertenteams für die weiteren Beratungen im Bereich der Aus- und Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern aufgreifen und in ihrer Arbeit umsetzen."

Die KMK hält aus dem Bericht weiter fest:

„Als Stärken des deutschen Systems sieht der Bericht den hoch entwickelten institutionellen Rahmen für Konsultationen, Teilhabe und sozialen Dialog in der Lehrerpolitik. Außerdem wird als Vorteil gesehen, dass die Verantwortlichen für den Schulbereich erheblichen Einfluss auf die Ausbildung nehmen können und damit wichtige Teile der Lehrerausbildung mit der Schulpraxis und der Entwicklung der beruflichen Laufbahnen von Lehrerinnen und Lehrern verknüpfen können. 

Funktion und Stellung des Vorbereitungsdienstes als Bestandteil der Lehrerausbildung werden als positiv und einzigartig gewürdigt. Die Berichterstatter heben diesen Ausbildungsteil wie ein "Lernen im Beruf" hervor, weil darin auf die Bedürfnisse der Schulen besonders reagiert werden kann. Als vielversprechend beurteilt der Bericht die nun in einigen Bundesländern einsetzenden Arbeiten zur Entwicklung von Kerncurricula sowie zur Modularisierung in der Lehrerausbildung. Hinsichtlich der Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern wird das dabei angewandte transparente Verfahren wie auch der Trend zur Mitwirkung der Schulen gelobt. Das duale System der Berufsausbildung, aber auch die Einstellung von Seiteneinsteigern werden als Faktoren eingeschätzt, über die gute Verbindungen der Lehrerpolitik zur Wirtschaft bestehen. Hervorgehoben wird auch die Flexibilität, die Zahl der Lehrkräfte den Bedürfnissen der Schulen anpassen zu können. Genannt werden auch die konkurrenzfähigen Gehälter und die Teilzeit- bzw. Beurlaubungsmöglichkeiten, die den Lehrerberuf attraktiv machen.

Verschiedene angeführte Problembereiche sind in den Ländern durchaus bekannt und bereits Gegenstand einschlägiger Maßnahmen. Dank der Außensicht der Experten bringt der Bericht aber auch neue Anregungen, die in der weiteren Diskussion über Veränderungen im Bildungsbereich hilfreich sein können.

Für die weitere Konzeption bildungsstruktureller Maßnahmen sieht der Bericht folgende Prioritäten:

1.
Die Neudefinition des Lehrerleitbildes

Die Experten halten eine Neudefinition des Lehrerleitbildes und die Entwicklung von Standards für sinnvoll, um eine verantwortungsvolle Gestaltung der Lehrerbildung auch bei den ausbildenden Institutionen zu veranlassen. 

Die Kultusministerkonferenz hat sich im Jahr 2000 mit einer Definition des Lehrerleitbildes befasst und mit den Lehrerorganisationen die "Bremer Erklärung" beschlossen. Darüber hinaus hat sich eine von der Kultusministerkonferenz eingesetzte Kommission mit dem Leitbild innerhalb ihrer Arbeit zu den "Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland" (2000) befasst. Eine weitere Differenzierung des Lehrerleitbildes wird durch die "Standards für die Lehrerbildung", die zurzeit entwickelt werden, erfolgen.

2. Die Neugestaltung der Lehrererstausbildung sowie der Fort- und Weiterbildung

Im Bereich der Lehrerbildung raten die Experten zu einer angemessenen Neustrukturierung mit einer stärkeren Verzahnung von Studienanteilen und Praxisanteilen. Sie betrachten die Umsetzung des Bologna-Prozesses und damit der Bachelor/Master-Strukturen als hilfreich. Ebenso findet die erste Berufsphase Beachtung. Die Bedeutung von Fortbildung für die Weiterentwicklung von Kompetenzen wird betont. 

Viele Länder sind dabei, ihre Lehrerbildung grundlegend zu reformieren. Die stärkere Verbindung von Theorie und Praxis ist dabei gemeinsames Leitmotiv. Einige Länder haben bereits strukturelle Maßnahmen zur besseren Verzahnung von Studienanteilen und Praxisanteilen ergriffen, z. B. indem sie Anteile der zweiten Phase in die Studienzeit vorziehen. Unter anderem werden auch Bachelor/Master-Studiengänge für die Lehrerbildung entwickelt. Die Kultusministerkonferenz erarbeitet dazu gemeinsame Strukturvorgaben. Auch durch die Entwicklung der "Standards für die Lehrerbildung" werden neue Impulse für die Lehrerbildung erwartet.

3. Maßnahmen zur Sicherstellung eines angemessenen Lehrkräfteangebots

Das Expertenteam rät, Engpässe bei der Lehrerversorgung künftig durch eine planvolle Einstellungspolitik zu verhindern.

Die Kultusministerinnen und –minister versuchen, eine planvolle Lehrerversorgung sicherzustellen. Wie der Bericht des OECD-Expertenteams heraushebt, liegt einer der Vorteile des deutschen Systems in seiner Flexibilität, auf Engpässe mit Pools von Vertretungslehrern, der befristeten Einstellung von Ersatzlehrern oder der Einstellung von "Seiteneinsteigern" reagieren zu können.

4. Die Entwicklung der Karriere und Anreizstruktur für Lehrkräfte

Leistung, Verantwortung, Sonderaufgaben und konkrete Arbeitsbedingungen sowie andere Faktoren sollten auch bei der Vergütung stärker berücksichtigt werden.

Schon bisher sind den Schulen Stundenpools zur Verfügung gestellt worden, um Zusatzaufgaben von Lehrkräften mit Deputatsstunden abzudecken. Weitere leistungsrelevante Elemente wurden bereits von einigen Ländern eingeführt. Wie weit ergänzende Vorschläge des Expertenteams bei den Aufstiegsmöglichkeiten für Lehrkräfte Berücksichtigung finden könnten, ist bei den weiteren Reformüberlegungen zu prüfen.

5. Die Stärkung von Evaluation und Rechenschaftslegung

Schulen und Lehrkräfte sollten zur Sicherung der Unterrichtsqualität intern und extern evaluiert werden. Dazu stellen die Experten Überlegungen an, die vorsehen, eine regelmäßige Überprüfung der Befähigung (alle 5-7 Jahre) vorzunehmen. Zur Durchführung dieser Maßnahmen halten sie eine Lehrertätigkeit mit Zeitverträgen für sinnvoll, deren Verlängerung von dem Ergebnis der jeweiligen Überprüfung abhängt. 

Dieser Vorschlag zielt im Kern auf die Abschaffung des Beamtenstatus bzw. des Bundesangestelltentarifes für Lehrkräfte. Der Bericht des OECD-Expertenteams benennt andererseits die Anstellungssicherheit durch den Beamtenstatus als ein wesentliches Attraktivitätsmerkmal des Lehrerberufes. Die Idee einer Stärkung von Evaluation und Rechenschaftslegung wird befürwortet; sie ist bereits Bestandteil der Reformansätze in einer Reihe von Bundesländern.

6. Die Modernisierung von "Governance" und Management

Die Eigenständigkeit von Schulen und die Ausbildung von Schulleiterinnen und Schulleitern wird als wichtiger Faktor für eine positive Entwicklung des Schulwesens benannt. Das Expertenteam stellt fest, dass die Länder in diesen Bereichen bereits erfolgversprechende Maßnahmen eingeleitet haben. 

In den Ländern werden bereits Maßnahmen umgesetzt, die den Schulen und den Schulleitungen Möglichkeiten der erweiterten Selbstverwaltung und Verantwortlichkeiten einräumen. Dazu gehört auch die Auswahl einzustellender Lehrerinnen und Lehrer.“

Weitere Infos sowie die Studie der OECD unter www.kmk.org
7.
Fachseminare für Führungskräfte im LEH 
Auf Initiative des Bundesministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL) finden im Rahmen des Bundesprogramms Ökologischer Landbau bundesweit von September 2004 bis Juni 2005 rund 30 Seminare für Führungskräfte im LEH statt – kostenfrei! 

Die Koordination und Durchführung erfolgen durch Scientific Consulting, Köln – unter Mitwirkung der Zentralstelle für Berufsbidlung im Einzelhandel (zbb), der Bundesfachschule des Lebensmittelhandels und der Deutschen Privaten Akademie für Wirtschaft. 

Im Mittelpunkt der Veranstaltungen stehen Lösungen zur Umsatzsteigerung und Imageverbesserung durch Bio-Produkte. Das Angebot umfasst Workshops, in denen die Teilnehmer auf vorhandenes Öko-Wissen aufbauen können sowie Train-the-Trainer-Seminare zur Weitergabe der Bio-(Beratungs-) Kompetenz an Mitarbeiter.

Unternehmen, die Interesse an solch einem Fachseminar haben oder Bildungseinrichtungen, die ihren Kunden die Möglichkeit der Teilnahme bieten wollen, wenden sich bitte an die zbb.

Zentralstelle für Berufsbildung im Einzelhandel e.V.

Mehringdamm 48

10961 Berlin

Fon:
030 /  78 09 77 3

Fax:
030 /  78 09 77 50

Mail:
info@zbb.de

Web:
http://www.zbb.de

8.
Proudfoot lässt kein gutes Haar an Managern

Die aktuelle Produktivitätsuntersuchung von Prudfoot Consulting will eine Antwort gefunden haben auf die Frage, wer verhindert, dass Unternehmen so produktiv wie möglich sind. Die Berater haben eine ganz simple Antwort gefunden - vermutlich, weil sie nicht richtig gesucht haben: Manager planen falsch, leiten schlecht an oder richten Chaos an. Konferenzen würden kurzfristig anberaumt und wieder abgesagt; sie würden laufend selbst Berichte verfassen, statt Mitarbeiter zu coachen usw. Solche Alltagsfehler würden zu 72% dazu beitragen, dass jährlich je Mitarbeiter 74 Arbeitstage in Unternehmen verschwendet würden (das wäre mehr als ein Drittel der Jahresarbietszeit!!). Die Kosten belaufen sich in Deutschland dann allein auf 158 Milliarden Euro oder 7,9% des Bruttoinlandsprodukts, berichtet das Handelsblatt in seiner Ausgabe vom 10./11.09.2004.

Folgende weitere Daten werden zitiert:

Prodfuktivitätsverluste entstehen zu

· 43% durch mangelnde Planung und Steuerung,

· 26% durch mangelnde Führung und Aufsicht,

· 11% durch mangelnde Arbeitsmoral,

· 8% ddurch ineffektive Kommunikation,

· 7% durch IT-Probleme und

· 5% durch mangelnde Qualifikation der Beschäftigten.

9.
Weiterbildung als Netzwerk
Der Netzwerkbegriff steht gegenüber dem Paradigma der institutionalisierten Weiterbildung und einer strikten Angebotsorientierung von Bildungsarbeit für eine pluraler ausgelegte Praxis des Erwachsenenlernens. Vor allem im Rahmen des lebensbegleitenden Lernens interessiert eine größere Bandbreite an Lernorten, Lernformen und sozialen Milieus im Hinblick auf die Kompetenzentwicklung und Bildung Erwachsener. Zugleich symbolisiert die Netzwerkperspektive einen erhöhten Bedarf an Selbststeuerung, prozessorientierter Verknüpfungsleistung und Unterstützung beim Lernen.

Rainer Brödel; Julia Kreimeyer (Hrsg.): Lebensbegleitendes Lernen als Kompetenzentwicklung - Analysen - Konzeptionen – Handlungsfelder, Reihe Erwachsenenbildung und lebensbegleitendes Lernen, Band 4, 333 Seiten, ISBN 3-7639-3103-1, Bestellnr. 60.01.432, 24.90 €, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004

10.
Weiterbildung und lebensbegleitendes Lernen 
Lebensbegleitendes Lernen ist durch Vorgänge der Entgrenzung mit dem Wandel gesellschaftlicher und pädagogischer Verhältnisse verflochten. Begriffe wie Kompetenzentwicklung, informelles Lernen oder Lebensführungsarbeit lenken den Blick auf die Bildungssubjekte und das Potenzial an Eigenleistungen der Lernenden. Damit verbindet sich die Frage nach einem Lernkulturwandel, der auch die Bildungsorganisationen und deren Arbeitsorientierungen erfasst.

Gefordert sind erwachsenenbildnerische Innovationen, die mit einem generell steigenden Legitimationsbedarf des pädagogischen Dienstleistungsangebots einhergehen. Dafür stehen Begriffe wie Qualitätsentwicklung oder Wissensmanagement. Beleuchtet wird darüber hinaus die Entwicklungstendenz, dass die arbeitsweltbezogene und betriebliche Kompetenzentwicklung im Rahmen des lebensbegleitenden Lernens und der Erwachsenenbildung an Gewicht gewinnt.

Die insgesamt 14 Autoren und eine Autorin dieses Bandes arbeiten in der Lehre an verschiedenen Universitäten und in Forschungsinstituten. Vertreten sind hier die Fächer Erwachsenenpädagogik, Politikwissenschaft und Soziologie. Sie behandeln die Öffnung der etablierten Lerninstitutionen hin zum E-Learning, Ansätze der Medienbildung und das Erfordernis von Diskontinuitätsmanagement, Anforderungen an die Neuorientierung von Weiterbildungsinstitutionen und Kompetenzentwicklung zwischen Lernen in der Arbeit und betrieblicher Weiterbildung.

Rainer Brödel (Hrsg.): Weiterbildung als Netzwerk des Lernens - Differenzierung der Erwachsenenbildung, Reihe Erwachsenenbildung und lebensbegleitendes Lernen, Band 1, 330 Seiten, ISBN 3-7639-3100-7, Bestellnr. 60.01.429, 24.90 €, W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld 2004

11. Termine


5. Oktober 2004

3. Fachforum "Fördermittel für E-Learning", Ort: Bonn, Konferenzzentrum der Deutschen Telekom, Info und Anmeldung unter www.global-learning.de/g-learn/downloads/foerdermittel_fuer_elearning.pdf
14. und 15. Oktober 2004

Kräfte bündeln – Regionen für mehr Ausbildung, BMBF-Fachtagung im Rahmen des Programms StarRegio, Ort: Hotel Maritim in Bonn, Infos und Anmeldung über die Berliner MediaCompany mit Sitz in Bonn; e-mail: s.mueller@mediacompany.com, Tel: 0228/90966-14.

25. bis 27. Oktober 2004

Deutscher Handelskongress 2004: Neue Herausforderungen - endlich Wachstum; Wie Handel und Konsumgüterwirtschaft den Aufschwung schaffen! Das Megaevent für Handel und Konsumgüterwirtschaft in Deutschland; Ort: Estrel Convention Center Berlin, Veranstalter: management forum Bad Homburg, Information und Anmeldung:

26. Oktober 2004

Fachtagung Perspektive Bildung 2014, Ort: Zentrum für interdisziplinäre Forschung Bielefeld; weitere Infos unter www.perspektive-bildung-2014.de
10. bis 11. November 2004

edutr@in 2004 – Kongress und Fachmesse für neue Lernkonzepte in Schule, Berufs- und Erwachsenenbildung, Kongresszentrum Karlsruhe, Info und Anmelung: www.edutrain-karlsruhe.de.

15. bis 17. November 2004

3. Jahreskongress Personalentwicklung,

Ort: Köln, Veranstalter: ManagementCircle, Infos unter www.managementcircle.de
26. November 2004

Die demografische Zeitbombe tickt - Wie koennen alternde Belegschaften in Zukunft den wirtschaftlichen Erfolg in unseren Unternehmen sichern?, Ort: Berlin, Fachtagung von Fraunhofer Institut Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) in Zusammenarbeit mit dem IAB.

Weitere Informationen sowie Online-Anmeldung und Programmflyer finden Sie

unter: http://anmeldung.iao.fraunhofer.de/veranstaltung.php?id=76

Unternehmer ausländischer Herkunft veröffentlichen Appell für Ausbildung

Migranten schaffen in ihren Betrieben viele neue Lehrstellen

Die wachsende Wirtschaftskraft von Betrieben ausländischer Unternehmerinnen und Unternehmer soll verstärkt zur Schaffung neuer Ausbildungsplätze genutzt werden. Vertreterinnen und Vertreter von 14 deutsch-ausländischen Unternehmervereinen vereinbarten am Mittwoch in Berlin Initiativen für mehr Lehrstellen. Gemeinsam mit der Bundesministerin für Bildung und Forschung, Edelgard Bulmahn, und dem Präsidenten des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK), Ludwig Georg Braun, verabschiedeten sie einen Appell für mehr Ausbildung in Betrieben von Migranten.

Bulmahn begrüßte die Initiative und sicherte ihre Unterstützung zu. Das große wirtschaftliche Potenzial der Migranten in Deutschland drücke sich auch in den steigenden Zahlen von Auszubildenden in ihren Betrieben aus. "Über die Chancen der betrieblichen Ausbildung für die Rekrutierung von Personal sind die ausländischen Unternehmerinnen und Unternehmer oft noch zu wenig informiert", sagte die Ministerin. Die Bundesregierung habe mit der Aussetzung der Ausbildungseignungsverordung im vergangenen Jahr eine Hürde für mehr Lehrstellen in Betrieben von Migranten beseitigt. "Besonders für die auf dem Ausbildungsmarkt benachteiligten Jugendlichen ausländischer Herkunft gibt es hier zusätzliche Chancen mit ihren besonderen sprachlichen und kulturellen Kenntnissen."

DIHK-Präsident Braun verwies auf die praktische Bedeutung der gemeinsamen Initiativen. "Ich freue mich, dass sich die ausländischen Unternehmervereine aktiv mit am Pakt für Ausbildung beteiligen. Wir brauchen vor allem noch Chancen für ausländische Jugendliche. Deshalb werben die IHKs und Unternehmervereine verstärkt bei den Vertretern der ausländischen Herkunft. Hier besteht ein großes Potenzial. Rund 50.000 Betriebe könnten erstmals ausbilden, viele andere zumindest Einstiegsqualifikationen anbieten. Mein Appell: Werden Sie Pakt-Partner!"

Der Präsident der Türkisch-Deutschen IHK, Kemal Sahin, stellte in diesem Zusammenhang sein gemeinsam mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gestartetes Projekt für "1.000 neue Ausbildungsplätze" in Betrieben türkischstämmiger Inhaber vor. Der Vorsitzende des italienischen Unternehmervereins ciao italia, Salvatore Condipodaro, verwies auf die guten Ausbildungschancen in der Gastronomie. Ein gemeinsames Programm mit einem deutsch-kroatischen und einem deutsch-italienischen Verein werde in dieser Branche Unternehmer und Bewerber früher als bisher zusammen bringen, sagte Condipodaro.

Gleichzeitig wollen sich Vereine von ausländischen Unternehmern, die erst seit kurzer Zeit in Deutschland tätig sind und das hiesige Ausbildungssystem deswegen noch nicht so gut kennen, neue Lehrstellen schaffen. Die russischstämmige Medienunternehmerin und Geschäftsführerin von Russkij Berlin, Irina Bernstein, will hier mit einer Kampagne Aufklärung schaffen. "Unternehmer, die aus Russland stammen, stehen noch ganz am Anfang ihrer Integration in die deutsche Wirtschaft. Das Ausbildungssystem ist ihnen völlig unbekannt und wir wollen dazu beitragen, dass russischsprachige Unternehmer darüber besser informiert werden."

Von 1991 bis 2003 ist die Zahl der Betriebe mit ausländischen Inhabern in Deutschland von 169.000 auf rund 280.000 gestiegen. Sie beschäftigen rund eine Million Menschen und sind in über 90 Branchen tätig, darunter besonders stark im Lebensmittelhandel, Speditionsgewerbe, Gastronomie sowie Touristik vertreten. Unter den Betrieben mit ausländischen Inhabern sind rund 38,4 Prozent ausbildungsberechtigt (Deutsche: West rund 60,5 Prozent; Ost rund 54,8 Prozent). Der Anteil der ausbildenden Betriebe an allen Betrieben beträgt bei ausländischen Inhabern rund 17,5 Prozent (Deutsch: 26,5 Prozent West und 21,3 Prozent Ost). Die Ausbildungsquote (Verhältnis Auszubildender zu Beschäftigten) liegt bei 3,2 Prozent (Deutsch: 6,1 Prozent West und 8,2 Prozent Ost).

Aufruf

"Aktiv für Ausbildungsplätze"

Eine gemeinsame Aktion von Politik, Wirtschaft und Verbänden der deutsch-ausländischen Unternehmer

Die Vorsitzenden der Verbände der deutsch-ausländischen Unternehmer, die Bundesministerin für Bildung und Forschung, Edelgard Bulmahn, und der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertags, Ludwig Georg Braun, appellieren gemeinsam an die Unternehmen mit ausländischen Inhaberinnen und Inhabern in Deutschland ihren Beitrag zur betrieblichen Ausbildung spürbar zu erhöhen und damit einen wichtigen Beitrag zum Erfolg des zwischen der Bundesregierung und der Wirtschaft geschlossenen Pakts für Ausbildung zu leisten.

Vorrangig geht es darum, neue Ausbildungsplätze zu schaffen. Dazu werden die Verbände und Institutionen Unternehmerinnen und Unternehmer mit Migrationshintergrund über das duale Bildungssystem informieren und sie beim Einstieg in die betriebliche Ausbildung unterstützen.

Diese Unternehmen sind ein bedeutender und wachsender Wirtschaftsfaktor in Deutschland, der hohe Beschäftigungspotenziale bietet. Sie haben zudem eine bedeutende Brückenfunktion in ihre jeweiligen Heimatländer und -märkte. Es ist deshalb ein wichtiges Anliegen der Unterzeichner, die Mehrsprachigkeit und die binationalen Komponenten in der Ausbildung zu stärken und diese Chancen im Interesse der Jugendlichen und der Wirtschaft zu nutzen.

Die Partner des Aufrufes würdigen ausdrücklich die besondere Vorbildfunktion, die Unternehmer ausländischer Herkunft für die jeweiligen Migrantengruppen haben. Sie machen mit ihren Leistungen Menschen Mut, die oft glauben, sie hätten weniger Chancen. Diese Vorbildfunktion gilt es zu nutzen, um gezielt Jugendliche und ihre Familien für die Teilnahme an der Berufsausbildung zu gewinnen und der mangelnden Ausbildungsbeteiligung ausländischer Jugendlicher wirkungsvoll zu begegnen.

Die Bundesregierung und der Deutsche Industrie- und Handelskammertag werden die Anstrengungen der Verbände und Unternehmer ausländischer Herkunft zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze flankieren, indem sie ihre Beratungs- und Unterstützungsmaßnahmen verstärkt fortsetzen und ihre Programme und Initiativen gezielt für die Unternehmen mit Migrationshintergrund öffnen:

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat gemeinsam mit dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag mit der Koordinierungsstelle KAUSA ein bundesweites Netzwerk aufgebaut, das in erfolgreicher Zusammenarbeit mit vielen Partnern Informationslücken schließt und zusätzliche Ausbildungsplätze in Unternehmen mit Inhabern ausländischer Herkunft wirbt.

Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag wird die Zahl der Ausbildungsplatzwerber entsprechend der Verpflichtungen im Ausbildungspakt spürbar ausweiten. Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag geförderten Ausbildungsplatzentwickler werden zudem auf die gezielte Ansprache ausländischer Unternehmer vorbereitet.

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gestartete Programm STARegio wird um 50% aufgestockt und noch in diesem Jahr einen Ausschreibungsschwerpunkt auf Unternehmen mit Migrationshintergrund setzen. STARegio fördert die Organisation und Koordination von neuen und die Ausweitung von bestehenden Ausbildungsverbünden, Ausbildungscoaching sowie die Beratung und Unterstützung von Betrieben durch externes Ausbildungsmanagement.

Unternehmer ausländischer Herkunft beteiligen sich an dem Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Deutschland, den die Wirtschaft mit der Bundesregierung geschlossen hat. Gemeinsam werden die Verbände der deutsch-ausländischen Unternehmer mit der Unterstützung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung und des Deutschen Industrie- und Handelskammertags die Zahl der Ausbildungsplätze in Unternehmen mit Inhabern ausländischer Herkunft in den kommenden Jahren maßgeblich erhöhen.

Berlin, 15. September 2004

Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn

Präsident des DIHK Ludwig Georg Braun

Präsident der TD - IHK Kemal Sahin, Nihat Sorgec

Vorsitzender TIDAF Ihsan Öner

Vorsitzender BTGE Bülent Bora

Vorsitzender ATIAD Prof. Recep Keskin

Vorsitzende TÜSIAD Dr. Mehpare Bozyigit-Kirchmann

Vorsitzender TDU-NRW Hayati Önel

Vorsitzender BTEU Ahmet Güler

Vorsitzender TIAD Selgün Calisir

Vorsitzender DHW Jannis Bourlos-May

Vorsitzender ciao italia und Vorstand DIW Salvatore Condipodaro

Vorsitzender Kroat. HOGA Jerko Cutura

Vorsitzender VPU Duarte Branco

Unternehmer russischer Herkunft Dimitri Feldmann

Geschäftsleitung Radio Russkij Berlin Irina Bernstein
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